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Betrifft: Maßnahmen zur Unterstützung von Familien

Ylva Johansson hat seit ihrer Ernennung zur Kommissarin für Inneres im Jahr 2019 bei zahlreichen 
Gelegenheiten argumentiert, dass Europa „Migration brauche“, um den Arbeitskräftemangel und das 
Problem der alternden Bevölkerung anzugehen. Das von der Kommission 2020 vorgeschlagene neue 
EU-Migrations- und Asylpaket basiert unmittelbar auf dem Standpunkt, dass für ein florierendes 
Europa mehr „legale Migration“ erforderlich sei.

Die Hauptaufgabe der Kommission ist es, die Interessen der Europäerinnen und Europäer zu wahren. 
Kommissarin Johansson sollte sich laut ihrem Mandatsschreiben unter der Leitung des für die 
Förderung unserer europäischen Lebensweise zuständigen Vizepräsidenten nicht nur mit 
migrationsbezogenen Themen beschäftigen, sondern auch mit der inneren Sicherheit.

1) Bedenkt die Kommission, dass der Arbeitskräftemangel auch durch die Förderung einer höheren 
Geburtenrate in Europa angegangen werden könnte?

2) Beabsichtigt die Kommission, angesichts der demografischen Krise in Europa eine höhere 
Geburtenrate zu fördern? Falls nicht, warum nicht?

3) Die Kommission setzt sich sehr für LGBTQI+-Rechte und Regenbogenfamilien ein. Zieht sie 
Maßnahmen in Erwägung, mit denen Mutterschaft gefördert und erleichtert wird sowie 
traditionelle größere Familien unterstützt und gefördert werden, da auch diese Teil der 
„europäischen Lebensweise“ sein sollten?
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